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Herrn Ministerpräsident

des Landes Niedersachsen

David McAllister

Planckstraße 2

30169 Hannover

02.02.2012

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,

Professorinnen und Professoren des Fachbereiches „Kulturwissenschaften und Ästhetische Kommunikation“ der Stiftung Universität Hildesheim wenden sich mit folgendem Anliegen an Sie:

Die in Deutschland integrierte Familie Salame/Siala aus dem Landkreis Hildesheim wurde vor sieben Jahren auseinandergerissen. Am 10. Februar 2005 jährt sich die Abschiebung der schwangeren Mutter Gazale Salame mit ihrem Kleinkind in die ihr völlig fremde Türkei. Zurück blieb Vater Ahmed Siala mit den beiden älteren Töchtern. Gazale lebte 17 Jahre in der Bundesrepublik, Ahmed ist seit 26 Jahren hier. Beide sind als Kinder mit ihren Eltern vor dem libanesischen Bürgerkrieg geflohen und kämpfen noch immer um ein gemeinsames Aufenthaltsrecht für sich und ihre in Deutschland (und im türkischen Exil) geborenen Kinder. Zwar gewann Gazales Mann Ahmed am 21. Juni 2006 das Verfahren um ein Aufenthaltsrecht der Familie vor dem Verwaltungsgericht Hannover, aber das niedersächsische Innenministerium verpflichtete die Ausländerbehörde des Landkreises, dagegen vor dem Oberverwaltungsgericht zu klagen. Das Oberverwaltungsgericht hob mit Urteil vom 27.09.2007 die Entscheidung des Verwaltungsgerichts auf und erklärte die Verweigerung einer Aufenthaltserlaubnis an Ahmed Siala für rechtmäßig, weil Ahmed über seine Identität getäuscht hätte, da er türkische Vorfahren habe.
Die Vorsitzende des Revisionsverfahrens vor dem Bundesverwaltungsgericht, Gerichtspräsidentin Eckertz-Höfer, drängte im Januar 2009 darauf, Ahmed Siala nach den eindeutigen Vorgaben der Europäischen Menschenrechtskonvention zum Schutz des Privatlebens (Art. 8 EMRK) und der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte die erstrebte Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, um weitere jahrelange Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden. Es könne und dürfe nicht sein, dass eine gut integrierte Person durch alle Maschen des humanitären Aufenthaltsrechts falle.

Leidtragende des ganzen Dramas sind vor allem die Kinder. Heiko Kauffmann, Vorstandsmitglied von Pro Asyl, hat an Sie, sehr geehrter Herr David McAllister, in einem offenen Brief appelliert, dieser „Missachtung des Kindeswohls“ ein Ende zu setzen und die Familienzusammenführung zu ermöglichen.

Wir möchten uns diesem Appell an eine humanitäre Landespolitik aus gesellschaftlicher Verantwortung anschließen. Wir beschäftigen uns in unserer akademischen Forschung und Lehre nicht nur mit den Künsten im Sinne eines l’art pour l’art, sondern sehen die Künste auch in engem Bezug zu einer Philosophie der Lebenskunst. Ein Aspekt künstlerischen Denkens und Handelns bezieht sich immer auch darauf, eine kritische Haltung gegenüber aktuellem Zeitgeschehen und politischen Entscheidungen einzunehmen. Wir begrüßen die Initiative der Gerichtspräsidentin sowie Pro Asyl und fordern Sie auf, den Eltern Salame/Siala und ihren Kindern durch die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis ein menschliches Leben in Würde in unserem Land zu ermöglichen!

Mit freundlichen Grüßen
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